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Antrag des Schulausschusses, betreffend den Gesetz- 

entwurf mit dem die nö. Schulbauordnung 1961 abge- 
ändert wird. Berichterstatter: Abg. Graf (Seite 313); Ab- 
stimmung (Seite 3 i 4). 

Antrag des Verfassungsausschusses, betreffend verwal- 
tungsstrafrechtliche Verfolgung des Landtagsabgeordneten 
Hans Czidlik wegen Verdachtes der Ubertrerung nach 
§ 86 Absatz 2 des Kraftfahrgesetzes 1955. Beriditerstatter: 
Abg. Wehr1 (Seite 314); Abstimmung (Seite 315). 

Antrag des VerfaFsungsausschusses, betreffend den Ge- 
setzentwurf, mit dem das Gesetz über das Verbot des 
Betriebes von Geldspielautomaten abgeändert wird. Be- 
richterstatter : Abg. Binder (Seite 3 15) ; Abstimmung 
(Seite 316). 

PRÄSIDENT TESAR'*(um 14 Uhr 1 Mi- 
nute):  Ich eröffne die Sitzung. Das Proto- 
koll der letzten Sitzung ist geschäftsord- 
nungsmäfiig aufgelegen; es ist unbeanstandet 
geblieben, demnach als genehmigt zu be- 
trachten. 

Von der heutigen Sitzung haben sich eni- 
schuldigt Laiidesrat Hilgarth sowie die Ab- 
geordneten Marchsteiner, Schlegl, Pettenauer, 
Wiesmayr und Körner. Herr Abg. Wüger hat 
mit Schreiben vom 26. Februar 1963 um einen 
Krankenurlaub in der Zeit vom 18. März bis 
13. April 1963 angesucht. Ich habe ihm laut 
5 19 der Landtagsgeschäftsordnung diesen 
Urlaub erteilt und ersuche das Hohe Haus 
um Kenntnisnahme. (Keine Einwendung.) 

Ich ersuche um Verlesung des Einlaufes. 
SCHRIFTFUHRER (Ziest): 
Vorlage des Kontrollamtes für das Land 

Niederösterreich, betreffend den Bericht 
über die Tätigkeit des Finanzkontrollaus- 
schusses im Jahre 1961. 

PRÄSIDENT TESAR (nach Zuweisung des 
Einlaufes un den  zuständigen Ausschup): 
Wir gelangen zur Beratung der Tagesord- 
nung. Ich ersuche den Herrn Abg. Graf, die 
Verhandlung zur Zahl 421 einzuleiten. 

Berichterstatter ABG. GRAF: Hoher Land- 
tag! Sehr verehrte Damen und Herren! Ich 
habe namens des Schulausschusses über die 

Vorlage der Landesregierung, betr. den Ge- 
setzentwurf, mit dem die nö. Schulbauord- 
nung 1961 abgeändert wird, zu berichten. 

Aus den Erfahrungen des bisherigen Voll- 
zugs der nö. Schulbauordnung 1961 (Gesetz 
vom 27. April 1961 über die bauliche Gestal- 
tung von öffentlichen Pflichtschulen Nieder- 
osterreichs, LGB1. Nr. 318/1961) mußte fest- 
gestellt werden, daß teilweise rechtliche Un- 
klarheiten bestehen und ein vermeidbarer 
übergroßer Verwaltungsaufwand vorliegt. 
Durch die beabsichtigte Novelle sollen 
Rechtszweifel beseitigt und der Verwaltungs- 
aufwand vermindert werden. Gegenstand der 
Novelle sind die Bestimmungen in den 39 4, 
5, 6 und 9 leg. cit. 

zu 5 4: 
Gemäß Abs. 1, 1. Satz, obliegt es der 

Bezirksverwaltungsbehörde, den gegenständ- 
lichen Feststellungsbescheid zu fällen. Im 
Ermittlungsverfahren hiezu ist als Begut- 
achtungsorgan die Schulkommission ausge- 
wiesen, welcher die Durchführung von Bera- 
tungen einerseits und zwingend die Abhal- 
tung eiiies Augenscheines anderseits zu- 
kommt. Nach der Vorschrift im Abs. 3 obläge 
es diesem Ermittlungsorgan, das Raumerfor- 
dernis ,,festzustellen", also einen Rechtsakt 
zu setzen. Diese Kompetenz kann jedoch nur 
die Entscheidungsbehörde, nämlich die Be- 
zirksverwaltungsbehörde, wahrnehmen. 

Dieser Mangel wird durch die Abänderung 
im 8 4 Abs. 3 leg. cit. beseitigt. 
3 4 Abs. 3 wird nunmehr lauten: 

,, ( 3  ) Die Schulkommission hat gleichzeitig 
das Raumerfordernis der neuen Schule zu 
ermittelii." 

zu  5 5: 
Im Abs. 2 wird bestimmt, da13 die Landes- 

regierung vor Erteilung der Genehmigung des 
Bauplanes ein Gutachten der Schulkommis- 
sion einzuholen hat. In der Folge wird die 
Zusammensetzung dieser Schulkommission 
variiert, nämlich, daß bei Neu- und Zubauten 
die im 5 4 leg. cit. bestimmte Schulkommis- 
sion (also unter dem Vorsitz der Bezirksver- 
waltungsbehörde), bei allen „übrigen bau- 
lichen Veränderungen" eine eingeschränkte 
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Schulkommission zu befassen ist. Die im 
Gesetz ausgesprochene Einschränkung klam- 
mert jedoch die Bestimmung über den Vor- 
sitz aus. Sohin ist dermalen eine solche 
Schulkommission rechtlich nicht handlungs- 
fähig. 

Dieser Mangel wird durch die Ergänzung 
1% 3 5. ABs: 2 leg. cit. folgendermaßen be- 
sei tigt : 

„ ( 2 )  Die Landesregierung hat bei Neu- und 
Zubauten ein Gutachten über die Baupläne 
von der Schdkommission einzuholen. Bei der 
Begutachtung aller übrigen baulichen Ver- 
änderungen kann die Anzahl der Mitglieder 
der Schulkommission auf die im 9 4 Abs. 2 
lit. a, d, e, f und g genannten Personen ein- 
geschränkt werden. Die Landesregierung hat 
vor ihrer Entscheidung dieses Gutachten 
dem gesetzlichen Schulerhalter und dem 
Planverfasser zur Stellungnahme bekanntzu- 
geben; für die Stellungnahme ist eine ange- 
messene Frist zu setzen." 
Zu 5 6: 

Diese Gesetzesbestimmung weist im Hin- 
blick auf die Bestimmungen des § 32 nö. 
Schulerhaltungsgesetz 1957 aus, daß Gebäude, 
einzelne Räume, sonstige Liegenschaften oder 
Liegenschaftsteile für Schulzwecke nur in 
Verwendung genommen werden dürfen, 
wenn die nö. Landesregierung hiezu die Be- 
willigung erteilt hat. 

Das vorgesehene Uberprüfungsverfahren 
durch die Schulkommission wäre nach den 
Möglichkeiten des 5-  5 auszurichten. 

Wenn z. B. ein Umbau einer Schule vor- 
liegt, dann kann der Bauplan gemäß 5 5 leg. 
cit. durch die eingeschränkte Schulkominis- 
sion begutachtet werden. Stünde dieser Um- 
bau zur Bewilligung nach § 6 leg. cit. heran, 
dann müßte die Schulkommission, nach 5 4 
leg. cit. zusammengesetzt, also die nicht ein- 
geschränkte Schulkommission befaßt werden. 
Die im 3 5 leg. cit. vorgesehene Verwaltungs- 
Vereinfachung wäre ad absurdum geführt. 

Dieser Mangel wird durch die Abänderung 
im 0 6 Abs. 1 leg. cit. wie folgt beseitigt: 

,,( 1 )  Gebäude, einzelne Räume, sonstige 
Liegenschaften oder Liegenschaftsteile dürfen 
für Schulzwecke nur in Verwendung genom- 
men werden, wenn die Landesregierung nach 
Anhörung des Landesschulrates die Bewilli- 
gung hiefür erteilt. Der Bewilligung hat eine 
durch Augenschein vorzunehmende Uberprü- 
fung durch jene Schulkommission vorauszu- 
gehen, die gemäß 5 5 Abs. 2 die Begutach- 
tung des Bauplanes vorgenommen hat. Die 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes entsprochen ist." 

Geseegebungsperiode. 1 I .  Sitzung am 2 1 .  März 1963. 

zu 9: 
Nach dem 2. Absatz sind die Schulbesuchs- 

zahlen in den abgelaufenen 5 Jahren (dem- 
nach Kalenderjahren) einerseits und die vor- 
aussichtlich in den kommenden 5 Schuljah- 
ren erwarteten Schulbesuchszahlen ander- 
seits maßgebend. Diese vorliegende Ver- 
mischung von Zeitbegriffen ist verwirrend 
und untunlich. 

Da es sich um Schulbauten handelt, ist als 
ZeitbegriCC das Schuljahr anzusehen und 
nicht das Kalenderjahr. 

Diesen Mangel behebt die Abänderung im 
5 9 Abs. 2 leg. cit. wie folgt: 

„ (2 )  Die Anzahl der Unterrichtsräume und 
insbesondere der Klassenzimmer richtet sich 
nach der Schulart sowie nach der Zahl der 
Schüler in den abgelaufenen 5 Schuljahren 
und derjenigen Schüler, die voraussichtlich 
in den kommenden 5 Schuljahren die Schule 
besuchen werden. Für jede Klasse ist ein 
eigenes Kiasseilzimmer vorzusehen.." 

Im Namen des Schulausschusses erlaube 
ich mir, folgenden Antrag vorzulegen ( l ies t ) :  

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1 .  Der vorliegende Gesetzentwurf (siehe 

Landesgesetz vom 21. März 1963), mit dem 
die nö. Schulbauordnung 1961 abgeändert 
wird, wird genehmigt. 

2 .  Die Landesregierung wird aufgefordert, 
zur Durcliführung dieses Gesetzesbeschlusses 
das Erforderliche zu veranlassen." 

Ich bitte um Einleitung der Debatte bzw. 
um Abstimmung. 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort ist nie- 
mand gemeldet. Wir kommen zur Abstim- 
mung. (Nach  Abstimmung über den Wort- 
laut des Gecetzes sowie über den Antrag des 
Schulatisschtisses): A n g e n o m m e n. 

Ich ersuche den Herrn Abg. Wehrl, die Ver- 
handlung zur Zahl 461 einzuleiten. 

Berichterstatter ABG. WEHRL: Hoher 
Landtag! ich habe namens des Verfassungs- 
ausschusses über das Ersuchen der Bezirks- 
hauptmannschaft Wiener Neustadt, Zahl III- 
C-4/1963, vom 5. Februar 1963, um Zustim- 
mung zur verwaltungsstrafrechtlichen Ver- 
folgung des Landtagsabgeordneten Hans 
Czidlik wegen Verdachtes der Ubertretung 
nach 5 86 Abs. 2 des Kraftfahrgesetzes 1955, 
unter Bezugnahme auf Artikel 27 des Landes- 
verfassungsgesetzes, zu berichten. 

Dem Ersuchen der Bezirkshauptmannschaft 
liegt folgeilder Sachverhalt zugrunde: 

Am 17.November 1962, um 02.10 Uhr, wurde 
auf dem Gendarmerieposten Neunkirchen An- 
zeige erstattet, daß es in der Urbangasse in 
Neunkirchen im Zuge des Wahlkampfes zu 
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Tätlichkeiten kam, in deren Verlauf eine 
Person von den Insassen des VW-Kombi, pol. 
Kennzeichen N 215.505, verletzt worden war. 
Da einc sofortige Fahndung negativ verlief, 
wurde in den Morgenstunden des 17. No- 
vember 1962 die Bezirksorganisation Neun- 
kirchen der SPO bei der Zulassungsstelle 
der Bezirkshauptmannschaft Neunkirchen als 
Eigentümer des erwähnten Kennzeichens 
ausgeforscht. 

Zwei Gendarmeriebeamte begaben sich da- 
her um 07.15 Uhr in das Sekretariat der SPÖ, 
wo Landtagsabgeordneter Hans Czidlik, der 
Bezirksobinann und somit der Verantwort- 
liche fur das Kraftfahrzeug ist, und der Be- 
zirkssekretär Samwald anwesend waren. Auf 
die Frage eines Gendarmeriebeamten, wer 
in der Nacht vom 16. auf den 17. November 
1962 den VW-Kombi der SPÖ geführt habe, 
verweigerte der Abgeordnete diese Auskunft 
mit den Worten: „Das ist mir nicht bekannt." 

Dadurch wurden die Erhebungen in der 
Angelegenheit wesentlich erschwert. Es 
stellte sich nämlich im Zuge der Erhebungen 
heraus, daß der bei der Unterredung anwe- 
sende Sekretär Samwald selbst den Wagen 
benützt und dem Abgeordneten bereits um 
ca 02.30 Uhr von dem Vorfall lMeldung er- 
stattet hatte. Damit erscheint erwiesen, daß 
Landtagsabgeordneter Czidlik seiner Ver- 
pflichtung im Sinne des § 86 Abs. 2 des 
Kraftfalirgesetzes 1955 absichtlich nicht nach- 
gekommen ist. 

8 86 Abs. 2 des Kraftfahrgesetzes 1955 lau- 
tet wie folgt: 

,,(3) Die Führung eines Kraftfahrzeuges 
und die Benützuug eines Anhängers darf der 
Besitzer nur solchen Personen überlassen, 
denen dies auf Grund der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes gestattet ist. Er hat 
der Behörde auf Verlangen Auskunft daruber 
zu erteilen, wem er jeweils die Führung eines 
Kraftfahrzeuges und wem er die Benützung 
eines Anhängers überlassen hat. Er hat, 
wenn ncitig, entsprechende Aufzeichnungen 
zu fuhren." 

Einem Antrag der Bezirkshauptmannschaft 
Neunkirchen vom 1. Februar 1963 folgend, 
hat die Landesamtsdirektion die Bezirks- 
hauptmannschaft Wiener Neustadt beauf- 
tragt, das gegens Ländliche Verwaltungsstraf- 
verfahren durchzuführen, da sich der Be- 
zirkshauptmann von Neunkirchen auch für 
die der Bezirkshauptmannschaft zugeteilten 
rechtskundigen Bediensteten gemäß 0 7 Abs. 1 
Z. 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens- 
gesetzes 1950 als befangen erklärt hat. 

Ich bringe diesen Sachverhalt dem Hohen 
Hause mit dem Ersuchen zur Kenntnis. über 

das Auslieferungsbegehren der Bezirkshaupt- 
mannschaft Wiener Neustadt Beschluß zu 
fassen, wobei ich bemerke, daß der Landtag 
über ein an ihn gestelltes Auslieferungsbe- 
gehren binnen sechs Wochen zu beschließen 
hat, widrigenfalls eine behördliche Verfol- 
gung in der vorliegenden Strafsache erfolgen 
könnte. Der Lauf der sechswöchigen Frist 
beginnt am 28. Februar 1963. 

Ich habe daher namens des Verfassungs- 
ausschusses dem Hohen Hause folgenden 
Antrag vorzulegen (Ziest): 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
Dem Ersuchen der Bezirkshauptmann- 

schaft Wiener Neustadt, GZ. 111-C-411963, vom 
5. Februar 1963, um Zustimmung zur verwal- 
tungsstrafrechtlichen Verfolgung des Land- 
tagsabgeordneten Hans Czidlik wegen Ver- 
dachtes der Uberlretung nach § 86 Abs. 2 des 
Kraftfahrgesetzes 1955 wird keine Folge ge- 
geben." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte einzuleiten und abzustimmen. 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort ist nie- 
mand gemeldet, wir kommen zur Abstim- 
mung. (Nach Abstimmung): An g e n o m- 
m e n. 

Ich ersuche den Herrn Abg. Binder, die 
Verhandlung zur Zahl 465 einzuleiten. 

Berichterstatter ABG. BINDER: Hohes 
Haus! Ich habe namens des Verfassungsaus- 
schusses über die Vorlage der Landesregie- 
rung, betreffend den Gesetzentwurf, mit dem 
das Gesetz über das Verbot des Betriebes 
von Geldspielautomaten abgeändert wird, zu 
berichten. 

Nach dem derzeitigen Wortlaut des Ge- 
setzes vom 21. Dezember 1960, LGB1. Nr. 391 
1961, uber das Verbot des Betriebes von 
Geldspielautomaten fallen alle Geschicklich- 
keitsspielautomaten, die durch Einwurf von 
Geld oder Wertniarken in Tätigkeit gesetzt 
oder beiiützbar gemacht werden und bei Er- 
reichung eines bestimmten Spielerfolges Geld 
oder Wertmarken auszahlen, unter den Be- 
griff „Geldspielautomaten". 

Seit einigen Monaten werden aus dem Aus- 
lande neue Geschicklichkeitsspielautomaten 
eingeführt, die durch Geldeinwurf in Tätig- 
keit gesetzt werden und bei Erreichung eines 
bestimniten Spielerfolges W a r e n ausfolgen. 
Es ist damit zu rechnen, daß der Umfang 
dieser Importe in Hinkunft noch ansteigen 
wird. 

Die Aufstellung derartiger Spielautomaten 
erscheint jedoch vor allem im Interesse der 
Jugend, welche diese Apparate hauptsächlich 
benutzen würde, nicht vertretbar. Auch die 
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übrigen Gründe, welche seinerzeit zum ge- 
setzlichen Verbot des Betriebes von Geschick- 
lichkeitsspielautomaten mit Geld- oder Wert- 
markenauszahlung geführt haben, sprechen 
dafür, Spielautomaten mit Warenausfolgung 
in dieses Verbot einzubeziehen. 

Der gegenständliche Gesetzentwurf sieht 
demnach eine entsprechende Abänderung des 
5 1 vor. 

Da derzeit iin Lande Niederösterreich nur 
Bewilligungen zum Betriebe von Unterhal- 
tungsautomaten o h n e Gewinnauszahlung in 
Kraft stehen, werden hiedurch bestehende 
Rechte nicht beeinträchtigt. 

Durch die Hinzufügung der im Absatz 2 
enthaltenen Bestimmungen soll eine Umge- 
hung des Gesetzes wirksam verhindert wer- 
den. Es -sind nämlich bereits Spielautomaten 
vorhanden, die zwar selbsttätig keine Ge- 
winne auszahlen oder ausfolgen, jedoch 
durch eine entsprechende Anzeige- und Re- 
gistriervorrichtung die Geltendmachung eines 
Gewinnanspruches durch den Spieler und die 
Erfullung dieses Anspruches durch eine hie- 
zu bevollmächtigte Person ermöglichen. Die- 
ser Vorgang führt jedoch zum gleichen Er- 
folg wie eine Gewinnauszahlung oder -aus- 
folgung durch den Spielautomaten selbst. 

Die Kammer für Arbeiter und Angestellte 
für Niederösterreich und die Kammer für 
Arbeiter und Angestellte in der Land- und 
Forstwirtschaft in Niederösterreich haben 
dem vorliegenden Gesetzentwurf zugestimmt. 
Die no. Landes-Landwirtschaftskammer hat 
innerhalb der gestellten Frist keine Äuße. 
rung abgegeben, so daß auf Grund eines in 
der diesbezüglichen Einladung enthaltenen 
Hinweises ebenfalls Zustimmung angenom- 
men werden kann. 

Die Kammer der gewerblichen Wirtschaft 
fiir Niederösterreich hat sich gegen den vor- 
liegenden Gesetzentwurf ausgesprochen und 
dabei hauptsächlich auf ihre bereits seiner- 
zeit zum Entwurf des Gesetzes über das 
Verbot des Betriebes von Geldspielautoma- 
ten geäußerte Meinung verwiesen, daß ein 
Verbot von Spielautomaten nicht unter die 
Kompetenzbestimmung des Artikels 15 Abs. 1 
und 3 des Bundesverfassungsgesetzes sub- 
sumiert werden könne. Weitere Einwendun- 
gen bezeichnen das bereits in Kraft stehende 
gesetzliche Verbot als ,,ungerecht". 

Daß die Erlassung eines gesetzlichen Ver- 
botes des Betriebes von Geschicklichkeits- 
Spielautomaten gemäß Artikel 15 Abs. 1 
und 3 des Bundesverfassungsgesetzes 1929 
als Angelegenheit der öffentlichen Schau- 
stellungen, Darbietungen und Belustigungen 
in den selbständigen Wirkungsbereich der 

Länder lällt, wurde sonst von keiner Seite 
bestritten. Insbesondere wird festgestellt, 
daß die Bundesregierung gegen den Gesetzes- 
beschluß des Landtages von Niederösterreich 
vom 21. Dezember 1960 im Verfahren nach 
Artikel 98 des Bundesverfassungsgesetzes 
keinen Einspruch erhoben hat. Darüber 
hinaus hat der Nationalrat in seiner Sitzung 
vom 27. Juni 1962 gelegentlich der Verab- 
schiedung des Glückspielgesetzes, BGBI. Nr. 
16911962, die Entschließung gefaßt, den Lan- 
desregierungen im Wege der Bundesregie- 
rung den Wunsch zu übermitteln, daß im 
Bereich der Gesetzgebung und Vollziehung 
der Länder geeignete Maßnahmen ergriffen 
werden mögen, um die Aufstellung und den 
Betrieb von Gescliicklichkeitsspielautomateil 
mit Geldgewinnauszahlung zu unterbinden. 

Das Bundesministerium für Inneres hat 
mit Note vom 21. Jänner 1963, Z1. 80.481-4/63, 
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler- 
amt-Verfassungsdienst und dem Bundesmini- 
sterium für Finanzen mitgeteilt, daß gegen 
den vorliegenden Gesetzentwurf keine Be- 
denken bestehen. Die vorgeschlagene Ände. 
rurig der Uberschrift des Gesetzes wurde 
berücksichtigt. 

Das Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau hat gegen den Wortlaut der 
Novelle keine Bedenken geäußert. 

Ich erlaube mir namens des Verfassungs- 
ausschusses dem Hohen Hause folgenden 
Antrag vorzulegen (liest): 

,,Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Der vorliegende Gesetzentwurf, mit dem 

das Gesetz über das Verbot des Betriebes 
von Geldspielautomaten abgeändert wird, 
wird genehmigt. 

2. Die Landesregierung wird beauftragt, 
wegen Durchführung dieses Gesetzesbe- 
schlusses das Erforderliche zu veranlassen." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eröffnen bzw. die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort ist nie- 
mand gemeldet, wir kommen zur Abstim- 
mung. (Nach  Abstimmung Über den Wort- 
latct des Gesetzes sowie Über den Antrag des 
Verfassungsausschusses): A n g e n o m m e n. 

Somit ist die Tagesordnung der heutigen 
Sitzung erledigt. Es wird der Finanzausschuß 
sogleich nach dem Plenum seine Nominie- 
rungssitzung im Herrensaal abhalten. 

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen 
Wege bekanntgegeben werden. 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(Schlull der Sitzung um 14 Uhr 21 Mi- 

nuten.) 
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